Formulierungsvorschlag: Kommanditgesellschaftsvertrag

Beurkundet am …

§ 1 Firma, Zweck, Sitz

1.
Die Firma der Gesellschaft lautet T Autohaus KG.

2.
Sitz der Gesellschaft ist München.

3.
Gegenstand des Unternehmens ist der Handel mit Fahrzeugen aller Art.

§ 2 Gesellschafter

1.
Das Kapital der Gesellschaft beträgt
1 000 000 €


– i. W. eine Million Euro –.


Persönlich haftender Gesellschafter ist

2.
Frau T mit einer Kapitaleinlage i. H. v.
500 000 €


– i. W. fünfhunderttausend Euro –,


die einer Beteiligung von 50% entspricht.

3.
Kommanditist ist Herr S mit einer Kommanditeinlage


in Höhe von
500 000 €


– i. W. fünfhunderttausend Euro –,


die einer Beteiligung von 50% entspricht.

4.
Die Einlagen sind erbracht.

§ 3 Vertragsdauer

1.
Die Gesellschaft beginnt als Kommanditgesellschaft mit ihrer Eintragung im Handelsregister. In der Zeit vom 1. 1. 00 bis zur Eintragung der Gesellschaft im Handelsregister haben die Kommanditisten nur die Rechtsstellung atypisch stiller Gesellschafter, für die die Bestimmungen dieses Gesellschaftsvertrages entsprechend gelten.

2.
Jeder Gesellschafter kann die Gesellschaft unter Einhaltung einer Kündigungsfrist von einem halben Jahr zum darauf folgenden Jahresende kündigen, nicht jedoch vor dem 31. 12. 00.

§ 4 Geschäftsjahr

Das Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr.

§ 5 Vertretung und Geschäftsführung

1.
Zur Vertretung und Geschäftsführung sind ausschließlich die persönlich haftenden Gesellschafter jeweils allein berechtigt und verpflichtet. Sämtliche übrigen Gesellschafter sind von der Geschäftsführung und Vertretung ausgeschlossen.

2.
Die persönlich haftenden Gesellschafter sind von den Beschränkungen des § 181 BGB (Verbot der Mehrfachvertretung und des Selbstkontrahierens) befreit.

§ 6 Pflichten der persönlich haftenden Gesellschafter

1.
Die persönlich haftenden Gesellschafter haben die Geschäftsführung mit der Sorgfalt eines ordentlichen Kaufmanns auszuüben. Dabei sind die besonderen Belange der Gesellschaft und die Grundsätze der von der Gesellschafterversammlung festgelegten Unternehmenspolitik zu beachten.

2.
Die persönlich haftenden Gesellschafter schulden ihre ganze Arbeitskraft der Ge​sellschaft mit Ausnahme von Herrn Bernd Mann, der keinerlei Arbeitsleistung schuldet.

3.
Die persönlich haftende Gesellschafterin T erhält für die zu erbringenden Dienstleistungen eine Vergütung in Höhe von monatlich je 3000 €, die zum Ende eines jeden Monats zahlbar ist. Die Vergütung wird in der Handelsbilanz der Gesellschaft als Aufwand behandelt. Sie wird auch dann gewährt, wenn die Gesellschaft keinen Gewinn erzielt. Darüber hinaus erhalten die Gesellschafter Ersatz der Auslagen, die mit der Führung der Geschäfte der Gesellschaft unmittelbar oder mittelbar zusammenhängen.

§ 7 Jahresabschluss

Nach Ablauf eines jeden Geschäftsjahres soll innerhalb von drei Monaten der Jahres​abschluss von den persönlich haftenden Gesellschaftern unter Beachtung der jeweils geltenden handels- und steuerrechtlichen Vorschriften aufgestellt und den Kommanditisten zugesandt werden.

§ 8 Gewinn- und Verlustverteilung

Ein sich nach der Jahresbilanz und der Verzinsung des Kapitalkontos II nach Maßgabe von § 9 dieses Vertrages ergebender Gewinn oder Verlust wird im Verhältnis der Kapitalbeteiligungen gem. § 2 dieses Vertrages unter den Gesellschaftern verteilt.

§ 9 Gesellschafterkonten

1.
Die Kapitalanteile der Gesellschafter gem. § 2 dieses Vertrages werden auf Kapitalkonten I gebucht. Diese Konten werden nicht verzinst.

2.
Weiter wird jedem Gesellschafter ein Kapitalkonto II angelegt. Darauf werden der den Betrag des Kapitalkontos I übersteigende Wert an Einlagen sowie Gewinne verbucht. Die Kapitalkonten II werden mit 6% – sechs vom Hundert – jährlich nach der Sparbuchmethode verzinst. Über Gutschriften auf dem Kapitalkonto II darf der Gesellschafter nur mit Zustimmung der Gesellschafterversammlung verfügen. Das Kapitalkonto II hat ebenfalls Eigenkapitalcharakter.

3.
Verluste sind für jeden Gesellschafter auf einem Kapitalverlustkonto, einem Unterkonto von Kapitalkonto II, zu erfassen. Gewinne in den Folgejahren sind dem Kapitalverlustkonto gutzuschreiben, bis dieses ausgeglichen ist.

4.
Die Kapitalkonten I und II geben die Beteiligung am Gesellschaftsvermögen und am Liquidationserlös wieder.

§ 10 Gesellschafterversammlung

1.
Die Gesellschafterversammlung findet mindestens einmal jährlich zum Zwecke der Bilanzgenehmigung statt. Eine Gesellschafterversammlung kann jeder Komplementär einberufen.

2.
Darüber hinaus hat jeder Gesellschafter das Recht, von den persönlich haftenden Gesellschaftern die Einberufung einer Gesellschafterversammlung zu verlangen. Wird diesem Verlangen nicht innerhalb einer Frist von zwei Wochen stattgegeben, so hat der Antragsteller das Recht, von sich aus eine Gesellschafterversammlung am Sitz der Gesellschaft einzuberufen. Die Kosten fallen dem Antragsteller zur Last, sofern nicht die Gesellschafterversammlung die Übernahme der Kosten beschließt.

3.
Die Einladung zur Gesellschafterversammlung hat unter Angabe der Tagesordnung mit einer Frist von drei Wochen zu erfolgen.

4.
Die Gesellschafter können sich in der Gesellschafterversammlung durch einen Mitgesellschafter, einen Familienangehörigen oder einen Wirtschaftsprüfer oder Steuerberater vertreten lassen. Der Bevollmächtigte hat eine schriftliche Vollmacht vorzulegen.

5.
Die einberufene Gesellschafterversammlung ist nur beschlussfähig, wenn 60% – sechzig vom Hundert – des Gesellschaftskapitals anwesend oder vertreten ist. Andernfalls ist mit einer Frist von drei Wochen eine weitere Gesellschafterversammlung einzuberufen, die in jedem Fall beschlussfähig ist. Auf diese Rechtsfolge ist in der Einladung hinzuweisen.

6.
Die Abstimmungen können auch schriftlich im Umlaufverfahren erfolgen, wenn jeder Gesellschafter damit einverstanden ist.

7.
Das Stimmrecht bemisst sich nach der Höhe der Kapitalanteile gem. § 2 dieses Vertrages.

8.
Den Vorsitz in der Gesellschafterversammlung führt der älteste Gesellschafter.

9.
Der Steuerberater der Gesellschaft kann beratend zur Gesellschafterversammlung hinzugezogen werden.

§ 11 Wettbewerbsverbot

1.
Den Gesellschaftern ist es untersagt, sich im Geschäftszweig der Gesellschaft zu betätigen, an einem gleichartigen Unternehmen unmittelbar oder mittelbar zu beteiligen oder für ein Konkurrenzunternehmen tätig zu werden.

2.
Das Wettbewerbsverbot gilt auch noch innerhalb von zwei Jahren nach Ausscheiden eines Gesellschafters aus der Gesellschaft. In diesem Fall beschränkt es sich jedoch auf das Gebiet des Stadt- und Landkreises, in dem die Gesellschaft ihren Sitz hat.

3.
Jeder Gesellschafter ist verpflichtet, über alle Angelegenheiten der Gesellschaft auch nach seinem Ausscheiden strengstes Stillschweigen gegenüber Dritten zu bewahren.

§ 12 Informations-, Kontroll- und Widerspruchsrecht

1.
Jeder Gesellschafter kann über die Angelegenheiten der Gesellschaft Auskunft verlangen, sämtliche Geschäftsbücher und Unterlagen der Gesellschaft einsehen oder durch eine zur Berufsverschwiegenheit verpflichtete Person einsehen lassen.

2.
Den Handlungen, die über den gewöhnlichen Betrieb des Handelsgewerbes der Gesellschaft hinausgehen, können die Kommanditisten gem. § 164 HGB widersprechen.

§ 13 Erbfolge

1.
Durch den Tod eines Gesellschafters wird die Gesellschaft nicht aufgelöst. Nach​folger in den Gesellschaftsanteil des Verstorbenen werden dessen Erben oder Vermächtnisnehmer, sofern es sich hierbei um Mitgesellschafter oder leibliche Abkömmlinge des verstorbenen Gesellschafters handelt oder der Gesellschaftsanteil innerhalb eines Jahres seit dem Ableben des verstorbenen Gesellschafters auf nachfolgeberechtigte Personen übertragen wird. Andernfalls wird die Gesellschaft von den verbleibenden Gesellschaftern fortgesetzt.

2.
Die Erben oder Vermächtnisnehmer des persönlich haftenden Gesellschafters können die Rechtsstellung eines Komplementärs nur in Anspruch nehmen, wenn sie die für die Geschäftsführung erforderliche Vorbildung und Eignung aufweisen. Sofern sich die Beteiligten nicht innerhalb von drei Monaten nach dem Versterben eines Gesellschafters einigen, entscheidet der für die Gesellschaft tätige Steuerberater über die Eignung eines Gesellschafters als Komplementär als Schiedsgutachter gem. § 317 BGB. Erben und Vermächtnisnehmer, die nicht in die Geschäftsführung nachrücken, werden als Kommanditisten beteiligt.

3.
Stirbt der letzte persönlich haftende Gesellschafter, ohne dass ein zur Übernahme der Geschäftsführung bereiter oder geeigneter Nachfolger vorhanden ist, wird die Gesellschaft mit den Erben oder Vermächtnisnehmern des Verstorbenen als Kommanditisten fortgesetzt. Die Gesellschafter sind verpflichtet, im bisherigen Betei​ligungsverhältnis eine Geschäftsführungs-GmbH mit einem Stammkapital von 25 000 € zu gründen, die die Rechtsstellung des Komplementärs ohne Beteiligung am Gesellschaftsvermögen erhält. Für die Satzung der GmbH gelten die Bestimmungen dieses Gesellschaftsvertrages, soweit zulässig, entsprechend; im übrigen gilt die gesetzliche Regelung.

4.
Zur Verwaltung von Kommanditanteilen kann Testamentsvollstreckung angeordnet werden.

§ 14 Ausscheiden eines Gesellschafters

1.
Bei Kündigung der Gesellschaft sowie Ausschließung eines Gesellschafters wird die Gesellschaft nicht aufgelöst, sondern von den übrigen Gesellschaftern fortgesetzt.

2.
Jeder Gesellschafter gibt für den Fall seines Ausscheidens seine ausdrückliche Einwilligung zur Fortführung der Gesellschaft und der Firma.

§ 15 Ausschließung
1.
Wird über das Vermögen eines Gesellschafters ein Insolvenzverfahren eröffnet oder mangels Masse eingestellt oder wird die Zwangsvollstreckung in sein Auseinandersetzungsguthaben oder ein sonstiges Gesellschaftsrecht betrieben, können die übrigen Gesellschafter seinen Ausschluss beschließen. Der Ausschluss wird mit der Bekanntgabe des Beschlusses, im Falle der Einzelzwangsvollstreckung jedoch erst drei Monate nach Bekanntgabe des Beschlusses wirksam, es sei denn, dass der betroffene Gesellschafter bis dahin die eingeleiteten Vollstreckungsmaßnahmen abgewendet hat.

2.
Im übrigen kann der Gesellschafter ausgeschlossen werden, wenn hierzu ein wichtiger Grund vorliegt, insbesondere wenn ein Gesellschafter durch sein Verhalten die Gesellschaftsinteressen schädigt oder wenn aufgrund seines Verhaltens den übrigen Gesellschaftern die Fortsetzung der Gesellschaft mit ihm nicht mehr zugemutet werden kann.

§ 16 Abfindung

1.
Wenn ein Gesellschafter oder ein Gläubiger eines Gesellschafters die Gesellschaft kündigt oder wenn ein Gesellschafter ausgeschlossen wird, soll von dem für die Gesellschaft tätigen Steuerberater als Schiedsgutachter gemäß § 317 BGB die Abfindung festgesetzt werden.

2.
Als Abfindungsguthaben erhält der ausgeschiedene Gesellschafter einen seiner Be​teiligung an der Gesellschaft entsprechenden Anteil am Unternehmenswert, wobei jedoch zur Erhaltung des Unternehmens als Familienbetrieb nur 70% des Unternehmenswertes für die Abfindung zugrunde gelegt wird. Dieser ist nach Maßgabe der von der Finanzverwaltung gem. §§ 200 ff. BewG angewandten vereinfachten Ertragswertverfahren zu ermitteln.

3.
Sofern der Gesellschafter aufgrund seiner eigenen Kündigung ausscheidet oder wenn ein Erbe oder ein Vermächtnisnehmer eines verstorbenen Gesellschafters aufgrund § 13 dieses Vertrages als Gesellschafternachfolger ausgeschlossen ist, wird der vom Steuerberater ermittelte Abfindungsbetrag in vollem Umfange vergütet.

4.
Sofern jedoch die Gesellschaft von einem Gläubiger des Gesellschafters gekündigt oder der Gesellschafter aus wichtigem Grund ausgeschlossen wurde, beträgt das Ausscheidungsguthaben nur 50% -fünfzig vom Hundert- des anteiligen Unternehmenswertes.

5.
Das Abfindungsguthaben ist in drei gleichen, unmittelbar aufeinander folgenden Jahresraten auszuzahlen. Die erste Rate ist drei Monate nach dem Ausscheidungsstichtag zur Zahlung fällig. Das Abfindungsguthaben ist ab dem Ausscheidungsstichtag mit jährlich 4% – vier vom Hundert – zu verzinsen. Die Zinsen sind mit den jeweiligen Raten zu entrichten.

6.
Vorzeitige Zahlung der Abfindung ist jederzeit zulässig. Sicherheitsleistung kann für das Abfindungsguthaben nicht gefordert werden.

§ 17 Schlussbestimmungen

1.
Soweit in diesem Gesellschaftsvertrag keine besondere Regelung getroffen ist, gelten die gesetzlichen Bestimmungen.

2.
Die etwaige Nichtigkeit einzelner Bestimmungen berührt die Wirksamkeit des Gesellschaftsvertrages im übrigen nicht. Die Gesellschafter sind verpflichtet, anstelle der unwirksamen Bestimmungen eine dem Vertragsgedanken entsprechende Neu​regelung zu treffen. Sofern eine Neuregelung nicht erfolgt, gelten die für die entsprechende Regelungslücke bestehenden gesetzlichen Vorschriften.
















